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EröffnungdeszweitenWienerHausgehilfinnenheimes .ImVorjahrwur-¬
dedaserstestädtischeHausgehilfinnenheimin derRahlgasseer¬
richtet .EshateinenBelegraumvon90BettenundwirdvomVerband
derHausgehilfinnenOesterreichsEinigkeitverwaltet .DadasHeim
fürdieZahlderheimbedürftigenHausgehilfinnennichtausreicht,
würdein derRadetzkystrasseeinHotelgebäudevonderGemeindege¬
kauft und in ein Hausgehilfinnenheim umgewandelt .Das neueHeim
hat einenBelagraumvon140Bettenundist ,ebensowiedasHeimin
der Rahlgasse ,modernstausgestattet .DasHeimwurdeheute vomBür¬

germeister Seitz eröffnet .Zur Eröffnungsfeier hatten sich die amts - ¬
führendenStadträteKokrda ,ProfessorDr .TandlerundWeberPräsi¬
dent Glöckel ,Nationalrat Rieger ,die GemeinderätinnenGlöckel ,Dr¬
FurtmüllerundKönigstetter ,die GemeinderäteEisingerundDr .
Friedjung„FrauVizebürgermeisterEmmerling ,BezirksvorsteherLahner
von der Lehrlingsfürsorgeaktlron Direktor Marianek und viele Bezirks
mandatareeingefunden . Fürden Verbandder Hausgehilfinnendankten
AntoniePlatzer undfür die BezirkevertretungBezirksvorsteherLah¬
nerderGemeindeverwaltungfür dieSchaffungdesHeimes.Bürgermei
ster Seitz ,der stürmischbegrüsst wurde ,verwiesauf dieBedeutung

insbesondere dendes HausHausgehilfinnenheimes ,dasdemGedankendienensoll ,
nochjungundimGrosstadtlebennochgehilfinnen ,die

unerfahren sind ,in voller Gleichberechtigung gastliche Aufnahmezu
bieten ,und erklärte das Heim für eröffnet .Wit einemRundgang

durchdasGebäudewurdedieEröffnungsfeiergeschlossen.
- . - . —

OesterreichischerStädtetag
Sitzungvom26 .Februar1928«
DerStädtetagsetzte heuteseine Beratungenfort undzwarFinanzwurdeeineDebatteüberdas/ReferatRücklsabgeführt.

BürgermeisterSichelrelerdieZunächstschilderte
trostloseFinanzlagederGemeindeSteyr,dieseitdemAbschlussderInfla-¬
tionsperiodeausderDefizitwirtschaftnichtmehrherauskommt.DieSteuern
sindbiszuräusserstenGrenzeerhöht,dieMietzinsabgabebeträgtdas
AchtfahederWienerWohnbausteuerDieStadthängtvoneinemeinzigenBe-¬
tribab .SiebenProzentderBevölkerungistarbeitslos,Steyrkanndie
LastenderFürsorgenichtmehrtragen.DieGemeindehatkeinekommunalen
Unternehmungen ,siehatseitderInflationkeineeinzigeWohnunggebaut,
tausendMenschenwohnennochinBaracken,EineBrückenachderanderenmus
gesperrtwerden ,weildie Adaptierungskostennichtaufgebrachtwerden
können. EsgibtkeinerechteKanalisation,keinerechteWasserversorgung.
DieDurchführungderSchulreformist nichtmöglich.Steyrist eineabster-¬
bendeStadt ,wennihr nichtbaldgeholfenwird .Wirappelliereninletzter

StundeandieEinsichtderRegierungundunterstützendenAntragdesBe-¬richterstatters(Beifall).
BürgermeisterDr.Eder(Innsbruck)weistdaraufhin,dassInns¬

bruckeinenSchuldenstandson7bis8Millionenhabe,Esmusstedaher
zuderunsympathischenErhöhungderRealsteuerngreifen,diesowohl
vondenHausbesitzernwievonderAngestelltenschaftscharfbekämpft
wird .DieHauptursachefürdietrostlisenFinanzverhältnissederGemeinde
liegtnichtnurinderAbgabenteilung,sondernauchinderpassivenRes-¬
sistenzdesBundes,jainseineragressivenHaltungdenGemeindengegn-¬
über .DerBundkümmertsichnichtdarum ,dassdieAufgabendesübertrage-¬
nenWirkungskreisessteigendeAnforderungenandieGemeindenstelln.
InsbesondereaufdemGebietdesMittel-undHochschulwesensmachtessichderBundsehrleicht.AufdemGebietdesVolksschulwesenssündigtwieder

asLandaufdenRückenderGemeinde.Dr.Ederwendetsichinscharfen
WortengegendenübertriebenenFiskalismusderSteuer-undGebührenbe
BessungsämtergegenüberdenkommunalnUnternehmungen ,Undbeleuchtetdies
neinerReihevonBeispielen.Es sinddasNadelstiche,dieuner¬
räglichwirken.DasSekretariatdesStädtebundessölltedasMaterial
sammelnundbeidenFinanzbehördeneineandereBehandlungderGe-¬
meindenzuerwirken.(Beifall).

BürgermeisterSpelitz(Hainburg)begründeteinenAntragder
StadtHainburgwonachdieLeitungdesStödtebundesbeauftragtwird,bei
derRegierungSchrittezuunternehmen,damitdieseentwederimNational-¬
rateinenGesetzentwurfvorlegt,oderaufeinemænderenWegeeineRege-¬
lungvorsieht,wodurchdenGemeinden,indenenBundesbetriebebestehenent-¬
sprechendeVergütungengeleistetwerdenundzwarsowohlfürdenEntfallan

SteuernundAbgaben,vondenendieBundesbetriebegesetzlichbefreitsind
alauchfürdenEntgangderAnteileanjenenSteuern,dievondenBundes-¬
betriebennichtentrichtetwerden.SpeltzerrechnetdenBetrag,der
derGemeindeHainburganSteuernvonderHainburgerTabakfabrikaufdiese-¬
Wejseentgehenmitca .400,000bis 500,000Schilling ,einBetragdereben-¬
sohochist ,wiediegesamtenEinnahmenderGemeinde.(Beifall).

BürgermeisterRegner(Knittelfeld)verlangt,dassindenRe¬
solutionendesStädtebundeseineschärfereSprachegeführtwerde,Er
verweistsodanndarauf,dassdenGemeindeninderSteiermarkkeineanderen

Hunde - ¬
EisgahmenalsUmlagenaufdieRealsteuernunddiesteuerzurVer-¬
ngsteht . IneinerReihevonGemeindenhatdieAlpine
MontangesellschafteigeneBüroserrichtet,vondenengegenjedeUmlage
Sinsprüchefabriziertwerden,sodassauchdieErhöhungvonUmlagen
dadurchunmöglichgemachtwird .EinzelneGemeindenhabeneinenSchulden
standvon30. 000bis35. 000Schilling.DurchdassigenannteEinziehungs
gasetzwerdendensteirischenGemeindenvomLandauchnochbiszu10Pro¬
zentihreErtragsanteileweggenommen.DiemeistensteirischenGemeinden
habenUmlagenüber300Drozent.WenndieRegierungdieserTagungnicht
jeneBeachtungschenkt,diesieverdient,dannmussinkürzesterZeiteine
neuerlicheVersammlungderStädteeinberufenwerden(Beifall).

NachdemnochMagistratsdirektorDr .Plochl( Graz)gesprochen
hat ,teiltderReferentBürgermeisterStellvertreterRücklmit ,dassfol
gendeEntschliessungaufGrundvonParteienbesprechungendemStädetat
zurAnnahmevorgelegtwird:

Entschliessung über die städtischenFinanzen :
DerStädtetagmachtdieBundesregierungunddieParteiendes

NationalratesaufdiezunehmendeVerschlechterungderFinanzlageder
grösseren GemeindenOesterreichs mit allem Ernst aufmerksam ,DieVer- ¬
schuldungunddie sichdarausergebendeBelastungderstädtischenBevöl
kerung,dieUnmöglichkeitwichtige,sozialeundkultureldeAufgabendring
gandsterNaturzuerfüllen,erheischenesgebieterisch,mitgesetzlichen
MassnahmendenGemeindenzu Hilfezu kommen.DerStädtetagfordertda-¬

her : . )DieehesteNovellierungdesAbgabenteilungsgesetzes.Dazu
ghörtinsbesonderedieBesditägungdesBundespraezipuums,soweites
denGemeindeentzogenwurde,unddieAufteilungdieserBeträgeaufdie
eindemitmehrals2500EinwohnernnachdemqualifiziertenBevölkeru.
schlüssel.DerStädsetagnimmtzurKenntnis,dassdieGemeindeWien
aufdemihrhiebeizukommendenAnteilbiseinschliesslich1930zuguns¬
tenderanderenGemeindenverzichtet,ohnedassdamiteinPräjudizfürandereAbgabenteilungsfragengeschaffenwird,

. )DurchführungderTeilungderVermögenssteuernachdem
füredieTeilungderEinkommensteuerbestehendenSchlüssel.

steuer.
.)BeteiligungderGemeindenandemErtragderLandesbier-



Zweiter. ) DieGewährungeinesBundeszuschussesfürdieBesorgung
derGeschäftederpolitisdhenVerwaltungI InstanzdurchdieLandes-¬
hauptstädteundanderenStatutargemeinden,ähnlichdenZuschüssen ,die
dieLänderfür dieBesorgungderBeschäftederpolitischenVerwaltung
II .Instanzerhalten.

. )DerStädtetagerklärteineNovellierungdesAbgabentei-¬
lungsgesetzes ,wonachdie gemeinschaftlichenBundesabgabennachdem
Verhältnisder Bevölkerungszifferder LänderundGemeindenaufgeteilt
werdensollen ,für unannehmbar .Einesolche AenderungderAbgabenteilung
würdedie Lageder städtischen Finanzennicht entsprechendverbessern ,

sondernin vielen Städten wesentlichverschlechtern Die erhöhteSteu- ¬
erleistungder städtischenBevölkerungunddie besonderenAufgabendr
Städte ,die mitder Bevölkerungszifferprogressivwachsen ,rechtferti¬

geneinebesondereBerücksichtigungbeiderAufteilunggemeinschaftliche
AbgabenundeinenweiterenAusbauindieserRichtung.

. )DieLahdesgesetzgebunghatin einzelnenLänderneineall -¬
gemeindeEinziehungder denGemeindenzufallendenBundessteuerertrags¬
anteile im WiderspruchzumGeist der BundesgestzlichenBestimmungen

vorgenommen .Der Städtetag verhangt ,dass den grösseren GemeindenBundes¬
abgabenertragsanteilgdurchdieLandesgesetzgebungnichtenzzogenwer
dendürfenunddass für besondersnotleidendeGemeindeneinAusgleichs
fondsgeschaffenwerde.

BürgermeisterSeitz gibt der HoffnungAusdruck ,dassdieResolu
tion einstimmigangenommenwerdenwird .Wirmüssendabei ,sagtderBür-¬

mit allem Nachdruck
germeister allerdings/erklären ,dass diese Resolution nicht etwaein

programmatischenVorschlagfür die endgültigeSanierungderGemeinden
undfüt einedauerndereguläreFinanz-undWirtschaftspolitikderGe¬

ist .
meinden Sieistweitdavonentfernt.DemwennwireineunsumfassendeprogrammatischeDarstellung geben wollten ,wie wirdie
finanzielleundwirtschaftlicheEntwicklungderStädtedonken ,müsste

vor allem
tie schürfen .Dannkäme/diemanvie fer lbstständi¬anzeFragedesse

genAbgabenrechtesderGemeindezurSprache Die
Resolution will lediglich eine Zusammenstellungder gegenwärtigdrin¬

gendstnotwendigenMassregelngeben,damitdemderzeitbestehendenun¬
haltbarenNotstandabgeholfenwerde Darübersindwiralleeiner
Meinung.DieStödtehabeneinRechtdarauf ,in diesemBestrebennach
momentanerAbhilfevonallenmassgebendenFaktorenderRepuhlikunter¬
stützt zuwerden als BürgermeisterderStadtWien
kann ich nur sagen ,dass vorallemauch Wienein lebhaftes Interesse an demGedeihen undan

( LebhafterBeifall )
einer geordneten Wirtschaft aller Städte Oesterreichs hat .

Darausergibtsich
aberauchdiePflichtdesStaates ,denStädtenzuhelfen .DieVertreter
der Nehrheitundder Minderheitder GemeindeWiensindübereinstimmend
zurAnsichegekommen,dass ,wenn
einesolcheAktionunternommenwird ,Wiendie Pflicht derSolidarität
zuübenunddieseAktionnachKräftenzuunterstützenhat(Lebhafter

70

Beifall ) .Wirwerdensie politisch unterstützen ,immeresmöglich
ist ,sei as im Nationalrat ,seie s anderwärts .Die GemeindeWienist ,
vor allem,umdie Notwendigkeitdieser Aktionbesonderszuunterstreichen

auchbereit ,einOpferzubringen.Ichsageganzoffendassdererste
Einwand ,den ich gegen den Vorschlag einer solchen Aufteilung des
PraezipuumszugunstenderStädtezwischen2500und200,000Einwohnern
erwogenhabe ,nichtderwar ,dassdanneineAufteilungeinesbestimmten
Betragesvorgenommenwürde ,ohnedassauchWienseinenAnteilbekäme .Der

gegendiese Konstruktionwarder .weit wichtigereEinwand
dassdieErklärungWiensaufeinensolchenVerzichtvielleichtalseine
BekräftigungdesSchlagwortesgedeutetwerdenkönnte ,vondem"Reichen
Wien" ,dasausgesorgthabeundaufeineSteigerungseinerfinanziellenMit-

Bogen
telverzichtenkönneDavonsindwirnatürlichweitentfernt,Wirsind
durchauskeinereicheVerwaltungWirsindkonsoldiert ,wirsindkredit-¬
fähig ,weilwireinesehrstrengeundäusserstsparsameFinanzgebarung
haben ,diemiteisernerDisziplinfür jedenGroschensorgt .Wirhabenun¬
schwereinAnkehenbekommenunddashatdenAnscheinerweckt ,alswäre
Wiensehr reich .Dasreiche Wienundder " armeBund " ,beidesist falsch .
DieBundesfinanzensind - undseien wir demSchicksaldafürdankbat-¬
heuteschonlängstnichtmehrsoschlecht ,weesimmergeschienenhat
imGegenteilsie dindnichtnurkonsolidiert ,sie habenauchUeberschüs
se ,die sich in vielenSteuerermässigungenundin gewissenAbgabenäusse
Richtigist ,dassjederHaushaltsparsamgestaitetwerdenmuss,weil
die Aufgabenimmergrösserwerden .TrotzdemwerdenwireinemVerzicht
zustimmen,selbstaufdieGefahrhin ,dasseinUebelwollender,einPer
fiderunsbeimWortenimmtundsagt :Wienverzichtetaufetwas ,esbe
kundetalsoselbst,dasseseinenhöherenBedarfnichthat ,oderwasno
schlimmerwäre,esbekundetdadurch,dassesbisherbeiAbgabenteilungen
günstigerbeurteiltwordensei ,alsesgerechtist .

ImJhre1930werdendieLänderwiederihreFreiheithaben ,DasVetö
rechtwirderlöschensiewerdendannihrer natürlichenPflicht

füreinerichtigeSteuergesetzgebungzu sorgen,folgenkönnen
undihrer weiterennatürlichenPflicht imRahmendieserSteuerpolitik ,
auchdenStädtenihr Rechtwerdenzulassen .Wirbrauchenalsoeine
zeitweiligeVorkehrungbiszumJahre1930undfürdieseZeitglauben
wirSachwalterderGemeindeWien,nichtetwaaufetwasverzichtenzu
können,waswirheutehaben,sondernwirglauben,zugunstenderübrigen
Städte erklären zu können ,dass wir aus einer ZuwendungdesPraezipuums
an die Städte nicht die Folgerungziehen ,daranauchbeteiligt zuwer¬
den .SofassenwirdieResolutionauf ,in diesemSinnestimmenwirihrzu
undnicht zuletzt hat uns dazuder Gedankebestimmt ,dass alleStädte

von
Oesterreichs,Wienbis zurkleinstenStadteinBandderSolidaritätver -¬mittleren
knüpft ,dasswir alle die Pflicht haben ,denStädtenzu helfenund
ihnenwiedereinegesundeFinanzwirtschaftzuermöglichen.DieZustände.

wiesie heutebestehen ,wiesie imeinzelnenmiergeschildertwurden,abersind eineKulturschande aucheinepolitischeBefahr.
Sie bedrohendie Demokratie ,weil es fast denAnscheinge- ¬

winnenkönnte ,als hätten die Städten in früheren Zeiten bessergewrit¬

schaftetalsheuteinderZeitderDemokratie.Ichfreuemich,dassesge¬
lungenist ,alle StädteundStädtevertreterohneUnterschied

derParteiaufeineFormel
undaufeineForderungzusammenzubringen,diegerecht,zweckmässigund
momentan auch erfüllbar ist Hoffen wir dass es uns in einigem Z,sammen¬

wirkengelingenwird ,der momentanenNotein Endezu bereitenundsoden
für

freien Blickzu gewinnen ,amfeine endgültigegrosszügige
GemeindewirtschaftNeugestaltungder ( Lebhafter Beifall und

Händeklatschen ) .
StadtratSteiner )Klagenfurt )besprichtdieFinanzlageder

LandeshauptstadtKlagenfurtundteilt mit ,dassdiebürgerlichenVertrete
amStädtetag beschlossen haben ,der nunmehrvomBürgermeister -Stellvertre

terRücklvorgelegtenEntschliessungeinhelligzuzustimmen(Beifall),
VorsitzenderBürgermeisterMuchitsch( Graz )lässt nunüber

dieEntschliessungundüberdieAnträgeabstimmen.ErstelltmitBefrie-¬
digungfest ,dassabermals,wiebeiallenfrüherenTagungen,eineeinhellie
ge Annahmezu verzeichnenist .Die Entschliessungwird morgenMontagvon
einer Abordnungdes Städtetages demBundesfinanzministerKienböcküber- ¬
reicht werden .MitderAufforderungsowiebisherin gemeingamerArbeit
innerhalb des Städtebundes wirksam die Interessen der Gemeindenzuver - ¬

tretenschliesstBürgermeisterMuchitschunterlebhaftemBeifalldieHauptversammlung.
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